
(Martin Reichardt [AfD]: Das ist Ampelkul-
tur! – Gegenruf von der SPD: Nein, das ist 
Meinungsfreiheit!)

– Herr Abgeordneter Reichardt und auch alle anderen, ich 
bitte jetzt erst einmal um Mäßigung, damit ich dem 
nächsten Redner das Wort erteilen kann.

Im Übrigen erinnere ich daran, dass ich während dieses 
Tagesordnungspunktes und dem Tagesordnungspunkt 
davor mehrfach ermahnen musste, die entsprechenden 
Regeln und Normen einzuhalten. Ich habe mir auch 
eine Prüfung all dieser Dinge vorbehalten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sehr gut!)
Diese läuft hier parallel. Wir werden also im Laufe dieser 
Sitzung sehr wohl noch auf den Verlauf dieser Debatte 
und das Agieren unterschiedlichster Akteure zurückkom-
men.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Gut!)
Nun fahren wir aber in der Debatte fort. Das Wort hat 

der Kollege Matthias Seestern-Pauly für die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Matthias Seestern-Pauly (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Freiwilligen- 
Teilzeitgesetz: Das ist ein etwas sperriger Titel für ein 
Gesetz, hinter dem sich aber tatsächlich Modernisierung 
und Flexibilisierung und damit viele Verbesserungen ver-
bergen. Von daher ist es gut, dass wir dieses Gesetz heute 
beschließen.

Ich möchte mich an dieser Stelle – das kommt manch-
mal ein bisschen zu kurz – sowohl bei den Kolleginnen 
und Kollegen der Ampel als auch beim Bundesministe-
rium für die sehr gute Zusammenarbeit bei diesem Gesetz 
bedanken. In Anbetracht dessen, was aktuell möglich ist, 
haben wir das Beste für die gut 100 000 Freiwilligen-
dienstleistenden herausgeholt. An dieser Stelle muss ich 
dann doch sagen, dass „besser“ nicht zwangsläufig „teu-
rer“ sein muss.

Die Frage ist aber: Was verbessern wir konkret? Einige 
Punkte sind schon an verschiedenen Stellen angeklungen.

Zum Ersten schaffen wir die Möglichkeit für einen 
Teilzeitdienst, und zwar ohne Begründung auch für 
Menschen, die jünger als 27 sind. Das ist richtig. Das 
alte System, in dem man persönliche Gründe offenlegen 
musste, war nicht mehr zeitgemäß. Darüber hinaus hat es 
die Verfahren auch unnötig verkompliziert. Auf diese Art 
und Weise schaffen wir – das haben wir auch schon in der 
Anhörung gehört – auch neue Handlungsfelder, was sehr 
zu begrüßen ist.

(Beifall der Abg. Emilia Fester [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Zum Zweiten erhöhen wir die Höhe des Taschen-
geldes. Es ist auch schon angesprochen worden, dass 
die Taschengeldobergrenze von aktuell 453 Euro auf 
604 Euro ansteigt. Auch das ist ein Schritt in die richtige 

Richtung. An der Stelle möchte ich auch sagen: Wir alle 
wissen um die Bedeutung der Freiwilligendienste. Und 
genau deswegen werden wir uns auch weiterhin für eine 
auskömmliche Finanzierung einsetzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Paul Lehrieder [CDU/ 
CSU] – Zuruf des Abg. Martin Reichardt 
[AfD])

An dieser Stelle möchte ich jetzt aber zwei Sachen 
sagen: Zum einen ist es wichtig: Wenn man Forderungen 
nach mehr Mitteln in den Raum stellt – das klang ein 
bisschen bei der Union an –, dann muss sich das auch 
in den Anträgen wiederfinden. In den Anträgen stehen 
nämlich Formulierungen wie „im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmittel“. Es ist also kein 
Mehr, was da abgebildet wird.

Was ich aber zum anderen an dieser Stelle noch viel 
entscheidender finde – das sollte angesprochen werden –, 
ist das, was die AfD hier gerade präsentiert hat: Da 
kommt zunächst eine Kurzintervention, die in den 
Raum stellt, dass man das Taschengeld eigentlich strei-
chen sollte. Im nächsten Wortbeitrag ist aber zu hören, 
dass man aber wiederum eine Taschengelduntergrenze 
einführen möchte. Das ist erst einmal in sich nicht schlüs-
sig.

(Martin Reichardt [AfD]: Das hat doch keiner 
gefordert! Das ist doch Unsinn!)

Darüber hinaus möchte ich Ihnen auch sagen, warum 
wir diesen Änderungsantrag ablehnen, nämlich weil er 
handwerklich – als Überschrift – schlecht gemacht ist, 
Herr Reichardt. Er ist schlecht gemacht!

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, das erzählen Sie 
jedes Mal! – Gegenruf des Abg. Jens Teutrine 
[FDP]: Weil es jedes Mal so ist!)

– Ich erzähle Ihnen auch, warum. – Es ist so: Sie fordern 
etwas, ohne die Finanzierung sicherzustellen,

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

auch das findet sich nämlich nicht im Antrag.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Wir sind die 
Einzigen, die hier einen verfassungsmäßigen 
Haushalt vorgelegt haben!)

Wenn Sie mal zuhören würden im Ausschuss – nicht mir, 
sondern den Sachverständigen –, dann würden Sie wis-
sen, dass Ihr Antrag zu einem Minderangebot führen 
würde, weil es am Ende so ist, dass Sie ja mehr bezahlen 
müssten, Sie aber die Haushaltsmittel dafür nicht zur Ver-
fügung gestellt haben.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Am Ende würden Sie das Modell und die Modellvielfalt 
einschränken. Von daher ist das ein richtig schlechter 
Antrag. Deswegen werden wir diesen ablehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Martin Reichardt [AfD]: Sie reden 
sich auch immer alles schön, Herr Seestern- 
Pauly! Aber das muss man, wenn man mit 
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den Grünen in einer Koalition sitzt und nicht 
klarkommt!)

Als Letztes ist es so: Die Mobilitätsanträge werden 
auch als Möglichkeit geschaffen; das brauche ich auch 
nicht weiter ausführen. Meine Redezeit geht auch zu 
Ende.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege.

Matthias Seestern-Pauly (FDP):
Ich komme zum letzten Satz. – Den letzten Satz 

möchte ich nutzen, um allen Freiwilligendienstleistenden 
und ihren Betreuern für ihre großartige Arbeit zu danken. 
Es ist sehr wertvoll, was Sie für dieses Land und unsere 
Gesellschaft leisten. Von daher: Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: „Herzlichen 
Dank!“ Ein feuchtwarmer Händedruck von 
der FDP, da kann man sich auch was von kau-
fen! – Gegenruf des Abg. Matthias Seestern- 
Pauly [FDP]: Na, besser als eine Einschrän-
kung, Herr Reichardt, ne? – Gegenruf des 
Abg. Sebastian Münzenmaier [AfD]: Genießen 
Sie die Zeit, solange Sie noch hier sitzen! – 
Gegenruf des Abg. Matthias Seestern-Pauly 
[FDP]: Oh, das ist ganz schwach! An Ihrer 
Stelle hätte ich gerade andere Sorgen! – Ge-
genruf des Abg. Sebastian Münzenmaier 
[AfD]: Nö, eigentlich nicht! – Martin 
Reichardt [AfD]: Nö, wir nicht!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun die Kollegin 

Ingrid Pahlmann das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingrid Pahlmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Werte Zuhörer und Zuhörerinnen! Die 
Freiwilligendienste sind nicht nur ein Weg für junge 
Menschen, sich zu engagieren und zu wachsen, sondern 
auch ein Eckpfeiler unserer Gemeinschaft. Die Bundes-
regierung plant, die Teilzeitmöglichkeiten im Freiwilli-
gendienst zu erweitern. Dieser Schritt wird es jungen 
Menschen ermöglichen, sich freiwillig zu engagieren, 
auch wenn sie familiäre, erzieherische, gesundheitliche 
oder andere Verpflichtungen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist ein Schritt hin zu einer inklusiveren Gesellschaft, 
die auch die Bedürfnisse junger Menschen berücksich-
tigt. Aus diesem Grund wird meine Fraktion diesem Ge-
setzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Emilia Fester [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Jedoch müssen wir auch die finanzielle Seite des Vor-
habens betrachten. Die vorgesehene Erhöhung der Ta-
schengeldobergrenze, der Mobilitätszuschlag, das klingt 

auf dem Papier relativ schön. Aber ohne ausreichende 
Refinanzierung bleibt es leider eine leere Geste, und viele 
Träger und Einsatzstellen werden Schwierigkeiten haben, 
diese Erhöhung auch mitzugehen.

Noch elementarer ist die von den Sachverständigen in 
der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend geäußerte Kritik hinsicht-
lich möglicher Kürzungen im Bundeshaushalt 2025. Die 
Kürzungen im Haushaltsjahr 2024 sind nur nach massi-
ven Demonstrationen und Petitionen zurückgenommen 
worden. Mit Blick auf die Überjährigkeit des Freiwillige-
nengagements – das ist übrigens nichts Neues, Herr von 
Malottki –

(Erik von Malottki [SPD]: Das habe ich auch 
nicht gesagt!)

wird klar, dass hier nicht im Interesse der Träger und der 
Freiwilligen agiert wird, wenn die Haushaltsmittel für die 
Freiwilligendienste im Jahre 2025 nicht gesichert und 
wieder von Kürzungen bedroht sind. So kann einfach 
kein Träger planen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Damit schaden Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Ampel, unserer Gesellschaft ganz erheblich.

Die Bewerbungs- und Einstellungsphase für kom-
mende Jahrgänge ist jetzt schon massiv beeinträchtigt, 
da die Träger nicht über die ausreichenden Finanzmittel 
verfügen. Kleinere Träger orientieren sich bereits um, 
verzichten auf Freiwilligendienste. Das dünnt das An-
gebot aus und wird auch dazu führen, dass nur noch 
größere, finanzstärkere Träger sich das leisten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ohne rasche Klärung seitens der Bundesregierung 
wird dann Vielfalt verloren gehen und werden angebo-
tene Stellen aufgrund von fehlenden Finanzzusagen in 
diesem Jahr nicht besetzt werden. Das wird langfristig 
den gesellschaftlichen Auftrag der Freiwilligendienste 
gefährden.

Dabei sind wir uns doch im Prinzip einig, dass dies 
eine ganz bedeutende Säule des bürgerschaftlichen 
Engagements in unserer Gesellschaft ist. Deshalb for- 
dern wir die Bundesregierung auf, in enger Zusammen-
arbeit mit den Trägern schnellstmöglich Lösungen zu 
erarbeiten, die Planungssicherheit herzustellen, eine best-
mögliche Nachfrageabdeckung für den Freiwilligenjahr-
gang 2024/2025 zu gewährleisten. Überdies wird auch 
noch zu klären sein, inwieweit das Teilzeitengagement 
auf Wartesemester und Berufsausbildung angerechnet 
werden kann und ob es auch zur Anerkennung anstelle 
eines Praktikums zum Erreichen der Hochschulreife die-
nen wird.

Abschließend möchte ich betonen, dass wir trotz Zu-
stimmung meiner Fraktion zum Gesetzentwurf eine Eva-
luation der Maßnahme zwei Jahre nach Inkrafttreten für 
erforderlich halten, um die Wirksamkeit vor dem Hinter-
grund der finanziellen Umsetzbarkeit auch zu prüfen.

(Emilia Fester [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das passiert ja auch!)
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